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Für eine Finanztransaktionssteuer mit Biss!

Nach der Neubildung mehrerer europäischer Regierun-

gen werden die Diskussionen und Verhandlungen über 

die gemeinsamen finanzpolitischen Herausforderungen 

für die EU und die Eurozone wieder intensiver geführt. 

Auch die Finanztransaktionssteuer (FTT) wird wieder mit 

auf der Tagesordnung stehen. Die Einführung dieser 

Anti-Spekulationssteuer wurde in den vergangenen Jah-

ren zwischen zehn Mitgliedstaaten (darunter auch 

Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien) im Rah-

men der sogenannten Verstärkten Zusammenarbeit (VZ) 

verhandelt. Während die Unterhändler fleißig an prakti-

kablen Lösungen arbeiteten, scheuen die Regierungen 

aber bisher vor einem endgültigen Beschluss zurück. 

Im Bündnis mit kirchlichen sowie weltlichen Entwick-

lungshilfeorganisationen, Umweltverbänden und vielen 

anderen fordern die DGB-Gewerkschaften seit dem Aus-

bruch der weltweiten Finanzkrise die Erhebung der FTT, 

um der Entkoppelung der Finanzmärkte von der Realwirt-

schaft etwas entgegen zu setzen. Mit einer umfassenden 

Besteuerung der verschiedenen Spekulationsinstrumente 

würden erhebliche finanzielle Mittel zur Bekämpfung von 

Armut und Klimawandel und für eine Erneuerung der öf-

fentlichen Infrastruktur erzielt. Dies belegen auch Schät-

zungen, die für die zehn VZ-Staaten jüngst angestellt 

wurden. Selbst mit den äußerst niedrigen Steuersätzen 

von 0,1 Prozent auf Aktiengeschäfte und 0,01 Prozent 

auf den Handel mit Finanzderivaten ließen sich bis zu 

22 Milliarden Euro erzielen (siehe Grafik). Dabei sind 

diese Einnahmen im Vergleich mit älteren Schätzungen, 

die mit breiteren Bemessungsgrundlagen durchgerech-

net wurden, schon deutlich geringer. Die Zeit drängt. Es 

gibt keinen Grund, solange über die FTT zu verhandeln, 

bis nur noch Kleinholz übrig ist.  

So war es erfreulich, dass der neue Bundesfinanzminister 

erklärte, sich mit neuem Elan für die Einführung der FTT 

stark machen zu wollen. Umso enttäuschender ist es 

nun, dass er diese Woche mit seinem französischen Kol-

legen vereinbart hat, „eine Finanztransaktionssteuer 

nach französischem Vorbild“ anzustreben. Das bedeutet, 

dass noch nicht einmal alle an der Börse gehandelten Ak-

tien besteuert würden. Außer Aktien von Konzernen, de-

ren Börsenwert unter einer Milliarde Euro liegt, blieben 

aber vor allem auch alle anderen Finanztransaktionsge-

schäfte weiterhin völlig steuerfrei. Es käme also zu einer 

Art „Mini-Transaktionssteuer“. 

Damit würde nicht nur auf zweistellige Milliarden-Ein-

nahmen verzichtet, während gleichzeitig ein Investitions-

stau existiert und weiter auf die schwarze Null gepocht 

wird. Zugleich würden Finanzderivate, die selbst der In-

vestor und US-Milliardär Warren Buffett schon 2003 als 

„finanzielle Massenvernichtungswaffen“ bezeichnete, 

weiterhin völlig steuerfrei bleiben. Auch die Bundeskanz-

lerin betonte bereits vor Jahren: „Kein Finanzmarktak-

teur, kein Finanzprodukt und kein Finanzplatz darf ohne 

angemessene Regulierung bleiben; Finanzakteure müs-

sen durch die Finanztransaktionssteuer zur Verantwor-

tung gezogen werden!“ Für den DGB ist dabei klar: Eine 

FTT mit Biss muss alle Spekulationsgeschäfte umfassen.  

 


